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Norm

AVG §8;

BauO Wr §134a Abs1 litc;

BauO Wr §76 Abs10;

Rechtssatz

§ 76 Abs 10 Wr BauO regelt die <ächenmäßige Ausnützbarkeit von Bauplätzen, sie dient sachverhaltsbezogen auch

dem Schutz der Nachbarin, deren Liegenschaft unmittelbar an den Bauplatz anschließt. Gegenüber jener Stelle, an der

das gegenständliche Projekt das in gekuppelter Bauweise geplante Gebäude C vorsieht, ist auf der Liegenschaft der

Nachbarin ein Gebäude mit einer Größe von ca 200 m2 bebauter Fläche errichtet. An subjektiv-öAentlichen Rechten

räumt § 76 Abs 10 Wr BauO der anrainenden Nachbarin einerseits das Recht ein, dass nicht mehr als ein Drittel der

Fläche des Bauplatzes verbaut wird. Ein weiteres subjektiv-öAentliches Recht räumt diese Bestimmung der Nachbarin

dahingehend ein, dass die Fläche von 470 m2 bei der gekuppelten Bebauung auf die beiden Bauplätze nach dem

Verhältnis der Bauplatz<ächen aufzuteilen ist, wobei aber auf den kleineren Bauplatz in der Bauklasse I eine

bebaubare Fläche von mindestens 100 m2 entfallen muss. Unabhängig davon, ob im Beschwerdefall von einer

Bauplatzgröße des Grundstückes der Nachbarin von 453 m2 oder von 1.031 m2 ausgegangen wird, liegt die nach dem

Verhältnis der Bauplatz<ächen aufgeteilte bebaubare Fläche, bezogen auf das Grundstück der Nachbarin, jedenfalls

unter 100 m2, sodass die Mindestregel des § 76 Abs 10 leg cit. zum Tragen kommt, wonach auf den kleineren Bauplatz

in der Bauklasse I eine bebaubare Fläche von mindestens 100 m2 entfallen muss. Dieses Recht, dass nämlich für den

Bauplatz der Bauwerberin eine RESTFLÄCHE von 370 m2 nicht überschritten wird, steht der Nachbarin zu, weil ihr eine

bebaubare Fläche von 100 m2 zur Verfügung stehen muss. Ein weiteres Mitspracherecht, nämlich, dass die

Bauwerberin bei ihrem Bauvorhaben jene Flächen in Abzug bringen müsste, die die Nachbarin nach dem nunmehr

geltenden Flächenwidmungs- und Bebauungsplan gar nicht mehr beanspruchen dürfte, ist weder aus § 76 Abs 10 Wr

BauO noch auch aus einer anderen Bestimmung der Wiener Bauordnung abzuleiten. Sollten durch das Entstehen

eines nunmehr insgesamt ca 570 m2 großen Baukörpers allenfalls schönheitliche und städtebauliche Rücksichten

beeinträchtigt werden, vermag dies ein Mitspracherecht der Nachbarin nicht zu berühren (Hinweis E 29. 3. 1995,

95/05/0044).
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